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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 V 35/13 B 
 
L 4 VE 27/11 (Hessisches LSG) 
S 16 V 14/08 (SG Gießen) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Hessen, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Gießen  
- Landesversorgungsamt Hessen -, 
Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. September 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 5. Juni 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 5.6.2013 hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) einen im Überprüfungs-

wege gemäß § 44 SGB X verfolgten Anspruch des Klägers auf höhere Beschädigtenversorgung 

wegen der Folgen einer neben einer - anerkannten - Granatsplitterverletzung erlittenen Schädi-

gung durch ionisierende Strahlen verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem 

Urteil hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit dem 

Vorliegen einer Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Eine Abweichung (Divergenz) iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann ausreichend dargetan, 

wenn in der Beschwerdebegründung schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten 

entscheidungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau be-

stimmten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe 

des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 

29, 54). Dazu genügt es nicht dazulegen, dass die angefochtene Entscheidung nicht den Krite-

rien entspricht, die etwa das BSG aufgestellt hat, sondern es ist aufzuzeigen, inwiefern das LSG 

diesen Kriterien ausdrücklich widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat 

(vgl dazu BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29, 67; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). Zudem ist 

anzugeben, inwiefern die Entscheidung des LSG auf der Abweichung beruhen kann (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29, 54, 67). 

 

Diesen Anforderungen hat der Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen. Er behauptet zwar 

eine Abweichung des LSG von dem Beschluss des BSG vom 8.8.2001 - B 9 V 23/01 B -, unter-

lässt es jedoch, aus beiden Entscheidungen einander widersprechende abstrakte Rechtssätze 

herauszuarbeiten. Im Grunde kritisiert der Kläger die Rechtsanwendung des LSG im konkreten 

Einzelfall. Es ist jedoch nicht zulässiger Gegenstand einer Nichtzulassungsbeschwerde, ob das 

LSG richtig entschieden hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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